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§ 10d TNRSG Kontrollen und
Maßnahmen bei elektronischen

Zigaretten
 TNRSG - Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutzgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 17.12.2022

1. (1)Dem Bundesministerium für Gesundheit sind jährlich spätestens bis zum 31. Mai des Folgejahres von den

Herstellerinnen und Herstellern bzw. Importeurinnen und Importeuren von elektronischen Zigaretten und

Nachfüllbehältern folgende Informationen vorzulegen:

1. 1.umfassende Daten über die Verkaufsmengen, aufgeschlüsselt nach Markennamen und Art des

Erzeugnisses,

2. 2.Informationen über die Präferenzen verschiedener Verbraucherinnen- bzw. Verbrauchergruppen,

einschließlich Jugendlicher, Nichtraucherinnen bzw. Nichtraucher und der wichtigsten Kategorien derzeitiger

Nutzerinnen bzw. Nutzer,

3. 3.Informationen über die Art des Verkaufs der Erzeugnisse,

4. 4.Zusammenfassungen aller diesbezüglich durchgeführten Marktstudien, einschließlich einer englischen

Übersetzung.

2. (2)Stellt die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Gesundheit fest, dass bestimmte elektronische

Zigaretten und Nachfüllbehälter eine ernsthafte Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen könnten, hat

die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Gesundheit geeignete vorläufige Maßnahmen zu ergreifen.

Geeignete vorläufige Maßnahmen sind befristete Inverkehrbringungsverbote sowie die Beschlagnahme. Sofern

mit gelinderen Maßnahmen der Schutz der menschlichen Gesundheit nicht sichergestellt werden kann, kann der

Verfall der Waren ausgesprochen werden. Sowohl die Europäische Kommission als auch die anderen

Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind im Falle von nikotinhältigen Produkten unverzüglich über die

ergriffenen Maßnahmen vom Bundesministerium für Gesundheit zu unterrichten. Werden dem

Bundesministerium für Gesundheit von der Europäischen Kommission deren Schlussfolgerungen übermittelt, so

sind geeignete Folgemaßnahmen zu treffen.

3. (3)Die Herstellerinnen bzw. Hersteller, Importeurinnen bzw. Importeure und Vertreiberinnen bzw. Vertreiber von

elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern haben ein System zur Erhebung von Informationen über alle

vermuteten schädlichen Auswirkungen dieser Erzeugnisse auf die menschliche Gesundheit einzurichten und zu

erhalten. Dem Bundesministerium für Gesundheit und der Österreichischen Agentur für Gesundheit und

Ernährungssicherheit GmbH ist der Zugang zu diesem System zu gewähren.

4. (4)Falls eine Herstellerin bzw. ein Hersteller oder die Importeurin bzw. der Importeur der Ansicht ist oder den

Grund zur Annahme hat, dass elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter, die sich in ihrem bzw. seinem

Besitz befinden und in Verkehr gebracht werden sollen oder werden, Sicherheits- oder Qualitätsmängel

aufweisen oder auf andere Weise nicht diesem Gesetz oder einer auf seiner Grundlage erlassenen Verordnung

entsprechen, so hat diese Akteurin bzw. dieser Akteur unverzüglich die erforderlichen Abhilfemaßnahmen zu
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ergreifen, um das betreffende Erzeugnis in Einklang mit den dafür maßgebenden gesetzlichen Bestimmungen zu

bringen oder es gegebenenfalls unter Anwendung der einschlägigen Bestimmungen des

Produktsicherheitsgesetzes 2004 (PSG 2004), BGBl. I Nr. 1/2005, und der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 über die

Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von

Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93, ABl. L Nr. 218 vom 13.08.2008 S. 30 vom Markt

zu nehmen oder von den Konsumentinnen bzw. Konsumenten zurückzurufen. In letzterem Fall hat die Akteurin

bzw. der Akteur unverzüglich die zuständigen Behörden in jenen Mitgliedstaaten, in denen das Erzeugnis in

Verkehr gebracht wurde bzw. werden soll, zu unterrichten und Einzelheiten über die Risiken für die menschliche

Gesundheit und Sicherheit sowie über etwaige ergriffene Abhilfemaßnahmen und über die Ergebnisse dieser

Abhilfemaßnahmen mitzuteilen.

5. (5)Über die Beschlagnahme hat das Kontrollorgan des Bundesministeriums für Gesundheit der bzw. dem bisher

Verfügungsberechtigten eine Bescheinigung auszuhändigen, in welcher der Ort der Lagerung sowie Art und

Menge der beschlagnahmten Waren anzugeben ist.

6. (6)Im Fall der Beschlagnahme hat das Kontrollorgan das Bundesministerium für Gesundheit unverzüglich zu

informieren.

7. (7)Das Verfügungsrecht über die beschlagnahmte Ware steht dem Bundesministerium für Gesundheit zu.

8. (8)Die beschlagnahmten Waren sind im Betrieb zu belassen. Sie sind so zu versiegeln oder zu kennzeichnen, dass

eine Veränderung ohne Verletzung der Behältnisse, der Verpackung oder der Kennzeichnung nicht möglich ist.

Die bzw. der über die Waren bisher Verfügungsberechtigte ist vom Bundesministerium für Gesundheit schriftlich

auf die strafrechtlichen Folgen der Verbringung oder Veränderung der beschlagnahmten Waren sowie der

Verletzung des Dienstsiegels aufmerksam zu machen.

9. (9)Die Verwahrung zum Schutz der im Betrieb belassenen Waren vor Schäden obliegt der bzw. dem bisher

Verfügungsberechtigten. Sind hierzu besondere Maßnahmen erforderlich, so hat sie bzw. er das

Bundesministerium für Gesundheit im Vorhinein zu verständigen. Das Bundesministerium für Gesundheit hat auf

Kosten der bzw. des Betroffenen erforderlichenfalls Anordnungen hinsichtlich des Verbringens, der Lagerung,

Versiegelung oder Kennzeichnung zu treffen.

10. (10)Während der Beschlagnahme dürfen Proben der Waren nur über Auftrag des Bundesministeriums für

Gesundheit entnommen werden.
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